
-C
_o
E
O

l.S.
ingenieurbüro
f ür bouwesen
berotende ingenieure

. Verkehrs- und
I nfrastrukturplanung

. Fachplanung
Tief- und lngenieurbau

. Bauleit- und
Landschaftsplanung

. lngenieurvermessung

. Projektmanagement

Begründung mit Umweltbericht
Endfassung vom 4. Januar 2022

Vorhaben

Gemeinde

Landkreis:

Vorhabensträqer:

Entwurfsverfasser:

Projekt-Nr
Projekt:

Oberhaid

Bamberg

Südwerk, Burgkunstadt

IVS lngenieurbüro GmbH
Am Kehlgraben 76
96317 Kronach

1.47.111
Aufstellung
eines vorhabenbezogenen Bebauu ngsplanes
für das Sondergebiet
,,Photovoltaik-Anlage Staffelbach"

Anschrlft:
Am Kehlgraben 76
96317 Kronach

Telcfon:
(0 92 61) 60 62-0

Telcfax:
(09261) 6062-60

Emnil:
info@ivs-kronach.de

Web:
www.ivs-kronachde

P:\Bauleitplanung\1_47_1 1 1\Deckblatt Begründung3.doc





Begründung zur Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes
fü r das Sondergebiet,, Photovolta i k-An lage Staffel bach ",
Gemeinde Oberhaid/Südwerk Burqku nstadt Seite 1

1. ANGABEN ZURGEMEINDE

1.1. LAcE rM RAUM
I.2. ETNwoHI.IERZAHL, GEMARKUNGSFLACHE

I .3. ÜBERöRTLTcHE VERKEHRSANBrNDUNG..................

2. ZIßLE UND ZWECKE DES VORHABENBEZOGENEN BEBAUUNGSPLANES...................... 3

3. ÜBERGEORDNETE PLANUNGEN UND NUTZUNGSREGELUNGEN......................................4

3.1. Rauvpt ANUNG UND BENACHBARTE GeuerNoeN

3

J

J

J

0
0
I
I
I
I
2

15

l5
l5
16
16
16
l7
t7

3.2. FacHpr-eNLTNGEN

3.2.1. Hinweise der Deutschen Bahn........
3. 2. 2. Hinweise der Autob ahndirektion.....

3.3. ScHurzzoNsN
3.4. NacunrcHTLrcHE ÜepnxaHN,tpN

4. ORTLICHE PLANUNGEN...............

4. l. FlÄcuelwurzrJNGSPLAN
4.2. STADTEBAULICHER R-AHMENpLRN

4.3. VERHALTNIS ZU BENACHBARTEN BEBAUUNGSPLANEN

5. ANGABEN ZUM PLANGEBTET ...............

5.I. LAGE IM GEMETNDEGEBIET

5.2. BpscrnprBUNG UND AscReNzuNG DES GELTTTNGSBEREIcHES

5.3. TOPOGRAPHIE

5.4. KLIMATISCHE VERHALTNISSE....
5.5. HYDROLOGIE

5.6. VpcerarroN,
5.7. UNTEnCRUNDVERHALTNISSE, BÖDEN, ALTIasTeN..
5.8. GRITNDSTüCKE UND voRFTANDENE BEBAUUNG

6. STADTEBAULICHER ENTWURF

.4

.4

.4

.7

.9

.9

10

l0
l0
l0

10

10

6.I. FLACHENBILANZ

6.2. BAUITCHES KONZEPT

7. VERKEHRSKONZEPTION ..........

9. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN................. ................ 13

rO. MAßNAHMEN ZUR VERWIRKLICHUNG 13

10.1. ENrwAssERLrNc
10.2. VensoncuNc MIT WASSER, SrRoM, Gas uuo TELEFoN
I 0.3. Mür-r-sNrsoRcr;Nc.
10.4. BoDENoRDNLTNG

11. BERÜCKSICHTIGUNG DER PLANUNGSGRUNDSATZE

I l.l. BELANGE DES DENKMALSCHUTZES UND DER DpNrvalppLEGE...............
I I.2. BeI-aNcE DES UMWELTSCHUTZES, DES NATURSCHUTZES TJND DER LANDSCHAFTSPFLEGE..............

I1.2.1. Blendwirkung
1 I . 2. 2. E inw ir lamgen aus I andtu irts chaftlicher Nutzung ............
I 1.2.3. Elektrische und magnetische Felder
I 1.2.4. Landschafts- und Naturschutz
I L 2. 5. Luftreinhaltung

t2

t2
t2

12

J

5

4
4

15

11.3. WrnrscHapr



Begründung zur Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes
fü r das Sondergebiet,, P hotovoltai k-An lage Staffel bach",
Gemeinde Oberhaid/Südwerk Burgku nstadt Seite 2

I 1.4. BELANGE nen VERTEIDIGUNG UND DES ZIVLSCHUTZES l8

12. UMWELTBERICHT ................18

1 2. 1 . BESCHREIBUNG DER FESTSETZLTNGEN FÜR DAS VORHABEN
12.2. BESCHREIBUNG DERUMWELT UND BEVÖLKERUNG IM PLANBEREICH

I2.2.I. Beschreibung der Umwelt und ihrer Bestandteile.
1 2. 2. 2. B es chr ei bung der künft i gen E inw o hner s ituat i on ..

12.3. MAßNAHMEN ZUR MINDERUNG Ongnzuu AUSGLEICH VON UMWELTAUSWIRKUNGEN....................
12.4. BESCHREIBUNG DER ZU ERWARTENDEN ERHEBLICHEN NACHTEILIGEN AuswnTtxcgN
12.5. ÜgEnsIcHT ÜBER ANDERWEITIGE LÖSUNGSMÖGLICHKEITEN

l8
18

t8
I9
t9
20
20
2112.6. Zus^rzr-rcHr 4NcasEN................

12.6.1 . Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen Verfohren
12.6.2. Beschreibungvon Art und Umfang der zu erwartenden Emissionen
12.6.3. Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben
12.6.4. Beschreibung der geplanten Mafinahmen zur Überwachung der erheblichen
Umw elt ausw ir kungen ( Monit or ing)

12.7. ZUSAMMENFASSUNG

13. ENTWURF'SVERFASSER ..........

2I
2I
2I

22
22

26



Begründung zur Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes
fü r das Son dergebiet,, P hotovoltai k-An lage Staffel bach ",

Gemeinde Oberhaid/Südwerk Burqkunstadt Seite 3

t. angaben zur Geme

1.1. Laqe im Raum

Die Gemeinde Oberhaid liegt im Nordosten des Landkreises Bamberg, etwa sieben Kilometer
von der kreisfreien Stadt Bamberg entfernt. Das Zentrum liegt auf einer Höhe von rund
240 Metern über NHN. Die Gemeinde besteht aus den Gemeindeteilen Oberhaid, Unterhaid
und Staffelbach sowie Johannishof und Sandhof.

1.2. Einwohnerzahl. Gemarkunqsfläche

Die Fläche der Gemeinde umfasst 27,22km2, die Bevölkerungszahl liegt bei 4.788 am
31. Dezember2020. Die Einwohnezahl der Gemeinde stieg von 3.771 am27. Mai 1970 auf
4.080 am 25.Mai1987; von da an stieg die Bevölkerungszahl weiter auf 4.407 am
31. Dezember 1991, 4.676 am 31. Dezember 1995 und 4.775 am 31. Dezember 1999. ln den
Folgejahren ging die Bevölkerung auf 4.719 am 31. Dezember 2003, 4.677 am
31. Dezember2006 zurück und 4.653 am 31. Dezember2009. Daraus ergibt sich eine
durchschnittliche Bevölkerungsdichte von 176 Einwohnern pro km2 (Landkreis Bamberg 126,
Regierungsbezirk Oberfranken 147, Freistaat Bayern 1 86).
Die Gemeinde versucht, in den nächsten Jahren die relativ stabile Bevölkerungsentwicklung mit
der behutsamen Ausweisung neuer Baugebiet und mit aktiver Wohnbaupolitik zu sichern.

1.3. Überörtliche Verkehrsanbindunq

Oberhaid ist mit eigenem Bahnhof an das Schienennetz für Personenverkehr der Deutschen
Bahn (Bahnstrecke Bamberg - Haßfurt). Öffentliche Bushaltestellen befinden sich in allen
Gemeindeteilen.

Wichtigste Verkehrsanbindung ist die Bundesautobahn 70 Schweinfurt-Bayreuth
(Maintalautobahn); die Gemeinde ist über die Anschlussstellen Viereth-Trunstadt bzw. Hallstadt
an diese Autobahn angebunden.
Weitere wichtige Straßen sind die Staatsstraßen 5t2262 Schlüsselfeld - Unterhaid, und
St2281 Stadtlauringen - Bamberg sowie die Kreisstraße BA 34 Appendorf - Oberhaid.

Z. Ziele unO Zwecte

Gemäß $ 1 Abs. 3 Baugese2buch (BauGB) haben Gemeinden Bauleitpläne au2ustellen,
sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Das gilt
auch für die Anderungen von Bauleitplänen.

lm Regionalplan wird ausgeführt, dass der weitere Ausbau der Energieversorgung in allen
Teilräumen der Region ein ausreichendes, möglichst vielfältiges, preisgünstiges und
umweltverträg liches Energieangebot sicherstellen soll.
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Um das Ziel eines preisgünstigen und umweltverträglichen Energieangebots umsetzen zu
können, wird im Bereich des Gemeindeteiles Staffelbach im Flächennu2ungsplan ein Gebiet
dargestellt, in dem Photovoltaik-Anlagen errichtet werden sollen. Auf den Grundstücken Flur-
Nummer 1774,1775,1776 und 1777 der Gemarkung Staffelbach soll eine Fläche von rund fünf
Hektar mit Photovoltaik-Modulen bebaut werden. Für diesen Bereich wird nun der vorliegende
Bebauu ngsplan aufgestellt.

Das Vorhaben entspricht den festgesetzten Ziel 6.2.1 zum Ausbau Erneuerbarer Energien im
Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) sowie dem Grundsatz 6.1 zum Um- und Ausbau
der Energ iei nfrastruktu r.

Die oben genannten Grundstücke sind im wirksamen Flächennutzungsplan als Fläche für die
Landwirtschaft dargestellt. Die hier überplante Fläche wird für eine bestimmte Zeit als Fläche für
Photovoltaik-Anlagen ausgewiesen; nach Ablauf dieser Nutzung kann die Fläche wieder
anderweitig genutzt werden (2.8. Landwirtschaft).

Daher hat der Gemeinderat die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes
beschlossen.

g. Übergeordnete Pl

3.1. Raumplanunq und benachbarte Gemeinden

Gemaß $ 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung und
Landesplanung anzupasEen.

Der Bereich, in dem auch die Gemeinde Oberhaid mit ihren Ortsteilen liegt, gehört nach dem
Landesentwicklungsprogramm Bayern 2013, Fortschreibung 2018 (LEP 2018) zum ländlichen
Raum mit besonderem Handlungsbedarf. Teilräume mit wirtschaftsstrukturellen oder
sozioökonomischen Nachteilen sowie Teilräume, in denen eine nachteilige Entwicklung zu
befürchten ist, werden unabhängig von der Festlegung als Verdichtungsraum oder ländlicher
Raum als Teilräume mit besonderem Handlungsbedarf festgelegt.

Gemaß Regionälplan fur dle Planungsreglon Oberfranken-West (4) llegt Oberhaid an einer
Lntwrcklungsachse von überregronaler Bedeutung, die von Bamberg nach Haßfurt fuhrt.

Nachbargemeinden sind die kreisfreie Stadt Bamberg, die Stadt Hallstadt sowie die Gemeinden
Bischberg, Viereth-Trunstadt und Lauter im Landkreis Bamberg, sowie die Stadt Eltmann und
die Gemeinde Stettfeld im Landkreis Hassberge.

3.2. Fachplanunqen

3.2.1. Hinweise der Deutschen Bahn

Grenzzeichen:
Grenzsteine und Kabelmerksteine srnd vor Baubeginn zu sichern. Sie dürfen nicht überschüttet
oder beseitigt werden. Erforderlichenfalls sind sie zu Lasten des Bauherrn neu einzumessen
und zu setzen.
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I nanspruchnahme von Bahngelände:
Zur Umsetzung von Maßnahmen darf kein Bahngelände in Anspruch genommen werden, wenn
hiezu nicht der Abschluss einer entsprechenden Vereinbarung vodiegt.
Kreuzungen:
Werden Kreuzungen von Bahnstrecken erforderlich, so sind hierfür entsprechende
kostenpflichtige Kreuzungs- oder Gestattungsanträge bei der Bahn, DB lmmobilien, zu stellen.

Bahnbetrieb:
Der gewöhnliche Betrieb der bahnbetriebsnotwendigen Anlagen einschließlich der Maßnahmen
zut Wartung und lnstandhaltung sowie Maßnahmen zu Umbau, Erneuerung oder
gegebenenfalls notwendigen Enrveiterungen dürfen durch die Baumaßnahmen keinesfalls
verzögert, behindert oder beeinträchtigt werden.
Betreten des Bahngeländes:
Es wird darauf hingewiesen, dass widerrechtliches Betreten oder Befahren des Bahngeländes
sowie sonstiges Hineingelangen in den Gefahrenbereich der Bahnanlagen gemäß

$ 62 Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung (EBO) unzulässig und durch geeignete und
wirksame Maßnahmen grundsätzlich und dauerhaft auszuschließen ist. Dies gilt auch während
der Bauzeit.
Sicherheit des Eisenbahnbetriebs:
Es ist jedezeit zu gewährleisten, dass durch den Bau und die Errichtung der Anlage keine
negativen Auswirkungen auf die Sicherheit des Eisenbahnbetriebs entstehen können.
Blendung:
Für das Vorhaben liegt ein Blendgutachten vor (Untersuchung der Firma SoIPEG GmbH,
Hamburg, vom 12. März 2020).
Staubeinwirkungen:
Die Deutsche Bahn AG sowie die auf der Strecke verkehrenden
Eisenbahnverkehrsunternehmen sind hinsichtlich Staubeinwirkungen durch den
Eisenbahnbetrieb sowie durch lnstandhaltungsmaßnahmen von allen Forderungen
freizustellen.
Schattenwurf:
Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass aus Schäden und Beeinträchtigungen der
Leistungsfähigkeit der Anlage, die auf den Bahnverkehr zurückzuführen sind, keine Ansprüche
gegenüber der DB AG sowie bei den auf der Strecke verkehrenden
Eisenbahnverkehrsunternehmen geltend gemacht werden können. Bei mit 1 1O-kV-
Bahnstromleitungen überspannten Anlagen ist die DB bei allen witterungsbedingten
Ereignissen von allen Forderungen freizustellen.
I nstand haltu ngsmaßnah men :

Künftige Aus- und Umbaumaßnahmen sowie notwendige Maßnahmen zu lnstandhaltung und
Unterhalt im Zusammenhang mit dem Eisenbahnbetrieb sind der Deutschen Bahn AG weiterhin
zweifelsfrei und ohne Einschränkungen im öffentlichen lnteresse zu gewähren.
Schutzabstände:
Bei Planungs- und Bauvorhaben in räumlicher Nähe zu Bahnbetriebsanlagen ist zum Schutz
der Baumaßnahme und zut Sicherung des Eisenbahnbetriebs das Einhalten von
Schutzabständen erforderlich.
Signalanlagen:
lm Bereich der Signale und Gleise dürfen keine Grabungs- oder Rammarbeiten durchgeführt
werden.
Kraneinsatz:
Bei Bauausführungen unter Einsatz von Bau- oder Hubgeräten ist das Überschwenken der
Bahnfläche oder der Bahnbetriebsanlagen mit angehängten Lasten oder herunterhängenden
Haken verboten. Die Einhaltung dieser Auflagen ist durch den Bau einer
Überschwenkungsbegrenzung sichezustellen. Die Kosten sind vom Antragsteller oder dessen
Rechtsnachfolger zu tragen. Werden bei einem Kraneinsatz ausnahmsweise Betriebsanlagen
der Bahn überschwenkt, so ist mit der DB Netz AG eine schriftliche Kranvereinbarung
abzuschließen, die mindestens vier Wochen vor Kranaufstellung zu beantragen ist. Auf eine
gegebenenfalls erforderlich Bahnerdung wird hingewiesen.
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Baggerbetrieb:
Bei Einsatz eines Baggers ist ein Sicherheitsabstand von mindestens fünf Metern vom Gleis
einzuhalten, ansonsten ist eine Absicherung des Baggers mit Sicherungsplan und
Sicherungsfirma erforderlich.
Oberleitungsanlagen:
Die Flächen befinden sich in unmittelbarer Nähe der Oberleitungsanlage der Bahn. Es wird
ausdrücklich auf die Gefahren durch die 15.000V Spannung der Oberleitung und die hieraus
resultierenden einzuhaltenden Bestimmungen hingewiesen. Für Laien ist ein
Sicherheitsabstand zu spannungsführenden Teilen der Oberleitungsanlage von drei Metern
stets einzuhalten. Bei allen Arbeiten und festen Bauteilen in der Nähe unter Spannung
stehender, der Berührung zugänglicher Teile der Oberleitung, ist von diesen Teilen zu
Baugeräten, Kränen, Gerüsten und anderen Baubehelfen, Werkzeugen und Werkstücken nach
allen Richtungen ein Sicherheitsabstand von drei Metern einzuhalten. ln diesem Bereich dürfen
sich weder Personen aufhalten noch Geräte oder Maschinen aufgestellt werden. Kommen
Fahrzeuge in den Oberleitungs- und Stromabnehmerbereich, sind sie bahnzuerden.
Oberleitungsmaste:
Zur Sicherung der Standsicherheit der Oberleitungsmasten dürfen im Druckbereich der Maste
keine Veränderungen der Bodenverhältnisse stattfinden. ln diesem Bereich darf weder an- noch
abgegraben werden.
Elektromagnetische Störu ngen :

Es muss mit elektromagnetischen Beeinflussungen und Störungen von Geräten durch den
Zugbetrieb gerechnet werden. Der Antragsteller hat selbst und auf seine Kosten für die
erforderlichen Abschirmungs- oder sonstigen Maßnahmen zu sorgen.
^L -lr - -l-,- -. l r--l--L--ll{-l--.-./nusldl irlc vui i vgi Äclllsildulrclr.
Bezüglich der Parallellage von Verkehrsflächen oder Zufahrten gegenüber dem Schienenweg
sind Mindestabstände und Schutzmaßnahmen erforderlich. Diese sind in Abhängigkeit der
Örtticnteit festzulegen. Die Richtlinien für passive Schutzeinrichtungen an Straßen (RPS) und
das MerkblaItTTT-1des lnternationalen Eisenbahnverbandes (UlC) sind zu beachten.

Sicherungsposten:
Der Bereich der Gleisanlagen darf ohne Sicherungsposten nicht betreten werden.
Sicherungsposten sind bei einem bahnzugelassenen Sicherungsunternehmen zu bestellen.
Vermessung:
Das Betreten von Bahnanlagen durch Dritte ist ohne Genehmigung nicht gestattet. Die
Erlaubniskarte für Dritte zum Betreten der Bahnanlagen für Vermessungsarbeiten ist bei der DB
Netz AG zu beantragen.
Beschädigrrng von Bahnanlagen :

Es wird auf S 84 EBO hingewresen, wonach es verlroten ist, Balrnanlagen,
Betriebseinrichtungen oder Fahzeuge zu beschädigen oder zu verunreinigen, Schranken oder
sonstige Sicherungseinrichtungen unerlaubt zu öffnen, Fahrthindernisse zu bereiten oder
andere betriebsstörende oder betriebsgefährdende Hand lungen vorzunehmen.
Nutzung von Verkehrswegen:
Nach $ 4 Nr. 3 Bundes-Naturschutzgesetz (BNatSchG) ist auf Flächen, die ausschließlich oder
überwiegend Zwecken des öffentlichen Verkehrs als wichtige öffentliche Verkehrswege dienen,
deren bestimmungsgemäße Nutzung zu gewährleisten. Demgemäß dürfen wichtige
Verkehrswege in ihrer bestimmungsgemäßen Nutzung nicht beeinträchtigt werden.
Zugang zu bahneigenen Anlagen:
Ein Zugang zu bahneigenen Anlagen für lnspektions-, Wartungs- oder
lnstandhaltungsmaßnahmen ist sichezustellen.
Standsicherheit von Bahnbetriebsanlagen:
Die Standsicherheit und Funktionstüchtigkeit der Bahnbetriebsanlagen ist stets zu
gewährleisten.
Entwässerung des Bahnkörpers:
Einer Ableitung von Abwasser oder Oberflächenwasser auf oder über Bahngelände oder in
einen Bahndurchlass oder einer Zuleitung in einen Bahnseitengraben wird nicht zugestimmt.
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Beleuchtungsanlagen:
Bei der Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen in der Nähe der Gleise oder von
Bahnübergängen hat der Bauherr sichezustellen, dass Blendungen der Triebfahzeugführer
ausgeschlossen sind und Verfälschungen, Überdeckungen und Vortäuschung von Signalbildern
nicht vorkommen.
Kabel und Leitungen der Bahn:
Es wird darauf hingewiesen, dass auf oder im unmittelbaren Bereich von DB Liegenschaften
jedezeit mit dem Vorhandensein betriebsnotwendiger Kabel, Leitungen oder Verrohrungen
gerechnet werden muss. Vor Durchführung von Maßnahmen im unmittelbaren Bereich von
Bahnanlagen oder an der Grundstücksgrenze ist eine gesonderte Prüfung einschließlich einer
Spartenauskunft durch die DB AG erforderlich.
Baustelleneinrichtu ng :

Baumaterial oder Bauschutt dürfen nicht auf Bahngelände zwischen- oder abgelagert werden,
es sei denn, es wird aufgrund vorübergehender lnanspruchnahme von Bahngrund ein
Kuzzeitmietvertrag abgeschlossen. Lagerungen von Baumaterialien entlang der
Bahngeländegrenze sind so vozunehmen, dass unter keinen Umständen Baustoffe oder
Abfälle in den Gleisbereich gelangen.
Bepflanzungen:
Alle Neuanpflanzungen im Nachbarbereich von Bahnanlagen müssen den Belangen der
Sicherheit des Eisenbahnbetriebs entsprechen. Bei Bepflanzungen ist grundsätzlich zu
beachten, dass Abstand und Art der Bepflanzung entlang der Bahnstrecke so gewählt werden
müssen, dass diese bei Windbruch nicht in die Gleisanlagen fallen können. Der
Mindestpflanzabstand zur nächstliegenden Gleisachse ergibt sich aus der Endwuchshöhe und
einem Sicherheitsabstand von 2,50 Metern. Diese Abstände sind durch geeignete Maßnahmen
ständig zu gewährleisten. Auf die Verkehrssicherungspflicht gemäß SS 823ff Bürgerliches
Gesetzbuch (BGB) des Grundstückseigentümers wird hingewiesen. Soweit von bestehenden
Bepflanzungen Beeinträchtigungen des Eisenbahnbetriebs und der Verkehrssicherheit
ausgehen können, müssen diese entsprechend angepasst oder beseitigt werden. Bei Gefahr im
Vezug behält sich die Deutsche Bahn das Recht vor, die Bepflanzung auf Kosten des
Eigentümers zurückzuschneiden oder zu entfernen.
Schadenersatzansprüche:
Auf die Sorgfaltspflicht des Bauherrn wird verwiesen. Für alle zu Schadenersa2 verpflichtenden
Ereignisse, welche aus der Vorbereitung, der Bauausführung und dem Betrieb des
Bauvorhabens abgeleitet werden können und sich auf Betriebsanlagen der Eisenbahn
auswirken, kann sich eine Haftung des Bauherrn ergeben.
Kosten:
Der Deutschen Bahn AG dürfen durch das Vorhaben keine Nachteile und keine Kosten
entstehen.
Spätere Auswirkungen.
Sollten sich durch das Vorhaben zu einem späteren Zeitpunkt für den Eisenbahnbetrieb
sicherheitsrelevante Auswirkungen ergeben oder festgestellt werden, behält sich die DB Netz
AG weitere Bedingungen und Auflagen vor.

3.2.2. Hinweise der Autobahndirektion

Abnahme der Bauverbotszone:
Vor Baubeginn sind die 40-Meter-Bauverbotszone sowie die Grenze des Bebauungsplanes
abzustecken und von der Autobahnmeisterei Knetzgau abnehmen zu lassen.
Anlagen innerhalb der Bauverbotszone:
Einer Ausweisung von Solaranlagen innerhalb der Bauverbotszone kann bei Einhaltung eines
Mindestabstandes von 20 Metern zugestimmt werden. Wechselrichter- und
Transformatorenstationen sind jedoch außerhalb der Bauverbotszone vozusehen.
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Beeinträchtigungen und Beschädigungen:
Aufgrund der unmittelbaren Nähe zur Autobahn ist darauf hinzuweisen, dass insbesondere im
Rahmen des Winterdienstes eine Beeinträchtigung der Anlagen durch eine Gischt aus Wasser
und Salz und durch Schnee- und Eispartikel, die von Räumfahzeugen nach außen
geschleudert werden, entstehen kann. Für eventuelle Schäden übernimmt die
Autobahndirektion Nordbayern keine Haftung. Ebenso übernimmt die Autobahndirektion keine
Haftung, die auf Beschädigungen durch Verkehrsunfälle zurückzuführen sind.
Blendwirkung:
Für das Vorhaben liegt ein Blendgutachten vor (Untersuchung der Firma SoIPEG GmbH,
Hamburg, vom 12. Mä22020).
Zufahrten:
Soweit Feldwege, die an betrieblich genu2te Zufahrten angeschlossen sind, verlegt werden,
sind diese wieder an die Zufahrten anzuschließen.
Anwandwege:
Anwandwege entlang der Bundesautobahn müssen für Unterhaltungsarbeiten durch die
Autobahnmeistereifrei bleiben. Dies gilt auch für den anzubringenden Zaun.
Werbeanlagen:
Werbeanlagen sind nicht zulässig.
Beleuchtung:
Beleuchtungsanlagen (mit Ausnahme des Torbereiches) sind nicht zulässig.
Lärmemissionen:
Gegenüber dem Straßenbaulastträger können keine Ansprüche aus Lärm- oder sonstigen
Emissionen geltend gemacht werden. Auf eine mögliche Lärmauswirkung wegen Reflexionen
wir,.J I rit rgewiescr r.

Emissionen, die den Verkehr beeinträchtigen können:
Von der geplanten Maßnahme dürfen keine Emissionen ausgehen, welche die Sicherheit und
Leichtigkeit des Verkehrs auf der Autobahn beeinträchtigen können.
Fntwässerung:
Oberflächen- und sonstige Abwässer dürfen nicht zur Autobahn hin abgeleitet werden.
Entwässerungseinrichtungen der Autobahn :

Die Entwässerungsanlagen derAutobahn dürfen in ihrer Funktion nicht beeinträchtigtwerden.
Schattenwurf:
Ein Anspruch auf Beseitigung oder Rückschnitt des Straßenbegleitgrüns zur Vermeidung von
Schattenwurf auf die PV-Anlage kann nicht erhoben werden.
Beginn und Ende der Arbeiten:
Der Beginn und das Ende der Arbeiten sind der Autobahnmeisterei Knetzgau mindestens
14 Tage vnrher anzrrzeigen, wobci die fiir dic Durchführung der Maßnahme verantwortliche
Sl.elle zu nennen ist. Die Autobahtttrteisterei hat die Arbeiten zu ülrerwaclren, ihren
Anweisungen ist Folge zu leisten. Nach Beendigung der Arbeiten ist die Autobahnmeisterei
Knetzgau an der Abnahme zu beteiligen.
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs:
Die Arbeiten sind den Regeln der Technik entsprechend durchzuführen und zwar so, dass eine
Gefährdung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der Autobahn ausgeschlossen ist.
Mindestabstand:
Der Mindestabstand nach den Richtlinien für passive Schu2einrichtungen kann eingehalten
werden. Die Prüfung hat ergeben, dass über die vorhandenen Leitplanken hinaus keine
weiteren Sch utze i n richtu n ge n erforderl ich werden.
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Kabelanlagen:
Entlang der Grundstücksgrenze der Flur-Nummer 1776 verlaufen autobahneigene Fernmelde-
und Lichtwellenleiter-Kabelanlagen. Geplante Parallelverlegungen von Energiekabelanlagen
sollten in einem größtmöglichen Abstand zu den BAB-Kabelanlagen erfolgen. Als problematisch
ist ein zu geringer Abstand zum Streckenfernmeldekabel zu betrachten, da hierbei die
Datenübertragung beeinträchtigt werden kann. Es ist sichezustellen, dass durch eine
Parallelverlegung von Kabelanlagen für die PV-Anlage kein.e Beeinträchtigungen auf dem BAB-
Fernmeldekabel erfolgt. Die Autobahndirektion behält sich ansonsten vor, geeignete
Schutzmaßnahmen an der BAB-Kabelanlage auf Kosten des Verursachers zu veranlassen. Auf
eine LWl-Kabelanlage des Wasser- und Schifffahrtsamtes Schweinfurt in der Trasse des
autobahneigenen LWL-Kabels wird hingewiesen.

3.3. Schutzzonen

Die 4O-Meter-Bauverbotszone der Autobahn A 70 ist in den Planunterlagen dargestellt.
lnnerhalb der Bauverbotszone dürfen keine Gebäude, wie Transformatorenstationen oder
Stationen für Wechselrichter errichtet werden. Einfriedungen und Photovoltaik-Module müssen
einen Abstand von mindestens 20 Metern vom Fahrbahnrand der Autobahn einhalten.

Die Schu2zone der 20-kV-Freileitung der Bayernwerk Netz GmbH von jeweils zehn Metern
beiderseits der Leitungsachse ist in den Planunterlagen eingetragen. Zu den geltenden
Einschränkungen siehe Punkt 10.2. dieser Begründung.

3.4. Nachrichtliche Übernahmen

Die in der Bebauungsplanzeichnung eingesetzten Planzeichen dienen dem Erkennen der
vorhandenen Gegebenheiten (2.8. Grundstücksgrenzen, Flur-Nummern, vorhandene
Bebauung, Höhenschichtlinien).

lm Geltungsbereich des Bebauungsplanes befinden sich keine denkmalgeschützten Gebäude
und keine Bodendenkmäler. Das nächstgelegene Bodendenkmal befindet sich etwa 800 Meter
nordöstlich des Planungsgebietes (Denkmal-Nummer 175863, Siedlung vor- und
frühgesch ichtlicher Zeitstellu ng).
Art. 8 Abs. 1 Denkmalschutzgesetz (DSchG): Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet,
dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege
anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des
Grundstücks, sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt
haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den
Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er
durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit.
Art. 8 Abs. 2 DSchG: Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf
von einer Woche nach der Anzeige unveränderl zu belassen, wenn nicht die Untere
Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten
gestattet.
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4. örfliche Planuno

4.1. Flächennutzunqsplan

lm Flächennutzungsplan ist das überplante Gebiet als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt.
Der Flächennutzungsplan wird im Parallelverfahren geändert.

4.2. Städtebaulicher Rahmenplan

Für das Gebiet der Gemeinde Oberhaid existiert kein städtebaulicher Rahmenplan

4.3. Verhältnis zu benachbarten Bebauunqsplänen

An den Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes grenzen keine weiteren
Bebauungspläne an.

S. Angaben zum Plan

5.1. Laqe im Gemeindeoebiet

Das Planungsgebiet liegt rund drei Kilometer westnordwestlich des Hauptortes, zwischen den
Gemeindeteilen Staffelbach und Unterhaid, die jeweils etwa einen Kilometer entfernt sind.

5.2. Beschreibuno und Abqrenzunq des Geltunqsbereiches

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist wie folgt umgrenzt:
lm Norden von landwirtschaftlichen l-lächen (Grundstücke l-lur-Nummer 1777 und 1773),
irrr Osterr vonr Wrtsclraftsweg Flur-Nunrnrer 1771,
im Süden durch die Bahnlinie Bamberg-Haßfurt
und im Westen von der Autobahn A 70 und dem \Mrtschaftsweg Flur-Nummer 1778 (alle
Gemarkung Staffelbach).

5.3. Topoqraphie

Das Planungsgebiet steigt von Süden von einer Höhe von rund 237 Metern über NN auf
253 Meter überNN nach Nordwesten und efua 245 Meter überNN nach Nordosten. Das
Gelände liegt auf der nördlichen Terrasse des Maintals und steigt nach Norden weiter zum
Sauknock hin an.

Dezeit werden die Flächen als Ackerflächen landwirtschaftlich genutzt, erhaltenswerter
Gehölzbestand innerhalb des Planungsgebiets ist nicht vorhanden. Außerhalb des Gebiets
befinden sich im Westen, Norden und Osten Heckenstrukturen.
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5.4. Klimatische Verhältnisse

Die Temperaturmittel betragen im kältesten Monat Januar um -1 'C, im Sommermonat Juli um
+18 'C. Der Jahrestemperaturdurchschnitt liegt bei rund +8,5 'C.

5.5. Hvdroloqie

lm Planungsgebiet liegen keine fließenden oder stehenden Gewässer. 600 Meter südwestlich
befindet sich ein Baggersee, der mit dem Main in Verbindung steht.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt außerhalb von Überschwemmungsgebieten.
Überschwemmungsgebiet und wassersensibler Bereich des Mains reichen im Süden bis zur
Staatsstraße 2281.

Eventuellvorhandene Drainageleitungen sind in ihrer Funktion zu erhalten.

Über Grundwasserstände liegen keine Angaben vor. Aufgrund der Lage in der Talaue des
Mains ist zumindest zeitweise von relativ hohen Grundwasserständen auszugehen.

Wasserschutzgebiete sind von dem Vorhaben nicht betroffen. Das nächstgelegene
Wasserschutzgebiet liegt etwa 900 Meter östlich des Planungsbereiches.

5.6. Veqetation

Derzeit werden die Flächen als Ackerflächen landwirtschaftlich genutzt, erhaltenswerter
Gehölzbestand innerhalb des Planungsgebiets ist nicht vorhanden. Außerhalb des Gebiets
befinden sich im Westen, Norden und Osten Heckenstrukturen.

5.7. Unterqrundverhältnisse. Böden. Altlasten

Das Gebiet um Oberhaid und das Planungsgebiet liegen im Grenzbereich der Naturräume
Mittelfränkisches Becken (113), Steigerwald (115), Haßberge (116) und ltz-Baunach-Hügelland
(117).

Geologisch liegt das Planungsgebiet im Bereich des Sandsteinkeuper (ohne Feuerletten), einer
Sandstein-Tonstein-Wechselfolge mit Dolomitsteinlagen; nach Südosten zunehmend Sandstein
mit Chalcedonlagen.

Das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Bamberg weist darauf hin, dass die
Bodenqualitäten bei einer Boden-/Ackerzahl von 38i36 Bodenpunkten und der Bodenart
,,lehmiger Sand" sich eher im durchschnittlichen Bereich bewegen. lm Westen der Flur-
Nummern 1776 und 1777 ist die Bodenqualität mit 36/34 Bodenpunkten noch etwas geringer.
Hier ist der Boden auch toniger.

Für die betreffenden Flächen bestehen keine Einträge im Kataster nach Art. 3 Bayerisches
Boden-Sch utzgesetz ( BayBodSchG).
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Auf den ,,Mustererlass zur Berücksichtigung von Flächen mit Bodenbelastungen, insbesondere
Altlasten, bei der Bauleitplanung und im Baugenehmigungsverfahren" der ARGEBAU, der mit
StMIS vom 18. April2002, Az. ll85-4611.110-007191 in Bayern verbindlich eingeführt wurde,
wird vorsorglich hingewiesen.

5.8. Grundstücke und vorhandene Bebauunq

Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes umfasst Grundstücke bzw
Teilflächen (TF) von Grundstücken folgender Flur-Nummern der Gemarkung Staffelbach:

Flur-Nr. Erläuterung Flur-Nr. Erläuterung

1775 Weg, TF
1777 TF

1774
1776

6. Stadtebauticne

6.1. Flächenbilanz

Sondergebietsfläche
Ausgleichsfläche:

Summe:

50.100 m'z

10.150 m'z

60.250 m'z

6.2. Bauliches Konzeot

Das Gebiet soll mit Photovoltaik-Elementen belegt werden. ln den Untergrund werden
Halterungen eingerammt und mit einem Auflagesystem versehen, welches mit Photovoltaik-
Modulen belegt wird.

7-llerkehrskonzention

Die Zufahrt erfolgt über die Autobahn A 70, Abfahrt Viereth-Trunstadt zur Ortslage Unterhaid.
Dort über die Hauptstraße und die Weinbergstraße durch die Bahnunterführung über den
\Mrtschaftsweg nördlich der Bahnlinie. Alternativ kann auch von der Ortslage Unterhaid über die
5t2281 bis Ortseingang Staffelbach und von dort wieder über den bahnbegleitenden
Wirtschaftsweg zugefahren werden.

g. Grün- und Freiflä

Das Planungsgebiet wird zur freien Landschaft hin mit Bäumen und Sträuchern eingegrünt. Die
Einfriedung wird hinter den Grünstreifen zurückgesetzt. Die Flächen unter und zwischen den
Modulen bzw. Modulreihen sollen sich zu extensiven Grünflächen entwickeln. Der Einsatz von
Dün gemitteln oder Pflanzenschutzmitteln ist n icht zulässig.
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1

g- PlanungsrechtlicheFestsetzungen

Für den Bebauungsplan werden folgende verbindliche Festsetzungen getroffen

2.
2.1

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches: Gemäß $ 9 Abs. 7 BauGB muss jeder
Bebauungsplan eine Abgrenzung seines Geltungsbereiches enthalten. Diese
Abgrenzung ist Voraussetzu ng fü r den Aufstellu ngsbeschluss.
Mindestfestsetzungen eines qualifizierten Bebauungsplanes:
Art der baulichen Nutzung:
Sondergebiet
Maß der baulichen Nutzung:
Maximal zulässige Grundfläche
Höhe baulicher Anlagen
Ü berbau bare Grundstücksflächen :

Baugrenzen

2.2

2.3

tO. Uafnanmen zur V

10.1. Entwässerunq

An Anschluss an die gemeindliche Kanalisation ist nicht vorgesehen.

Niederschlagswasser versickert breitflächig auf dem Grundstück. Hierfür ist keine
wasserrechtliche Erlau bn is erforderl ich.
Sollte bei Starkregenereignissen Niederschlagswasser oberflächlich abfließen, dann fließt es in
die Entwässerungsanlagen der angrenzenden Wirtschaftswege. Hangwasser ist so abzuleiten,
dass keine Dritten geschädigt werden.
Der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen ist dem Landratsamt anzuzeigen.

10.2. Versorqunq mit Wasser. Strom. Gas und Telefon

Ein Anschluss an die gemeindliche Wasserversorgung ist nicht vorgesehen, ebenso wenig an
Gasversorgungsanlagen oder an Fernmeldeeinrichtungen.

lm Brandfall besteht die Möglichkeit des Löschwasseranschlusses in der Ortslage Staffelbach in
einer Entfernung von rund 1.000 Metern. lnwieweit Druck- und Mengenverhältnisse ausreichend
sind, kann dezeit noch nicht abschließend beurteilt werden.
Bei einem Brand in der Anlage selbst kann ohnehin nicht mit Wasser gelöscht werden, da sich
dort stromführende Teile befinden. Zwar kann die Anlage insoweit abgeschaltet werden, dass
kein Strom mehr ins Netz eingespeist wird, die Stromproduktion in den Modulen selbst kann
jedoch nicht verhindert werden. lm Brandfall hat die Feuerwehr in erster Linie die Aufgabe, ein
Ausbreiten des Brandes auf benachbarte Grundstücke zu verhindern.
Für die Anlage ist ein Feuerwehrplan nach DIN 14095 zu erstellen; vor lnbetriebnahme der
Anlage muss eine Einweisung der örtlichen und der zuständigen Stützpunktfeuerwehr
stattfinden.
lm Rahmen des Brandschutzes sind die Merkblätter ,,Photovoltaik - Gefahr im
Feuerwehreinsatz", herausgegeben von der Feuenrvehrschule München, und ,,Einsätze an
Photovoltaik-Anlagen", herausgegeben von der Vereinigung zur Förderung des Deutschen
Brandschutzes e.V., Altenberge, sowie die geltenden VDE-Vorschriften zu beachten und
einzuhalten.
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Der Anschluss an das Netz der Bayernwerk Netz GmbH wird zwischen Vorhabensträger und
Bayernwerk vereinbart.
Bestand, Sicherheit und Betrieb der Anlagen des Bayernwerks dürfen nicht beeinträchtigt
werden. lm betroffenen Bereich verläuft eine 20-kV-Freileitung des Bayernwerks. Der
Schutzzonenbereich beträgt je zehn Meter beiderseits der Leitungsachse. lnnerhalb des
Schu2zonenbereichs ist nur eine eingeschränkte Bebauung und Bepflanzung möglich. Bei
Baumaßnahmen in der Nähe der Leitung ist vor Baubeginn beim Kundencenter Bamberg eine
Einweisung auf die genaue Lage der Anlagen anzufordern. Entsprechende
Sicherungsmaßnahmen müssen im Zuge der weiteren Planung festgelegt werden.
Der Bauherr oder die planungsbeauftragten Personen sind verpflichtet, vor einer
Baumaßnahme im Bereich von Versorgungsne2en die Belange des Netzbetreibers anzufragen.
lm Leitungsbereich sind Nutzungsänderungen des Geländes sowie Anderungen am
Geländeniveau dem Bayernwerk vozulegen.
Die Standsicherheit und die Zufahrl zu den Maststandorten müssen zu jeder Zeit gewährleistet
sein. Eine Schutzzone um die Maststandorte von fünf Metern kreisförmig um den Mast ist
einzuhalten.
Aufschüttungen, Lagerung von Baumaterial und -hilfsmittel im Leitungsbereich sowie
Grabungen im Mastbereich sind nur in Abstimmung mit dem Bayernwerk möglich.
Eine generelle Bauhöhe innerhalb des Schutzzonenbereichs wird nicht festgelegt. Sie wird im
Rahmen des Bauvorhabens geprüft und festgelegt. Es wird darauf hingewiesen, dass bei
ungünstigen \A/itterungsverhältnissen Eisbrocken und Schneematschklumpen von den
Leiterseilen abfallen können. Unter den Leiterseilen muss unter Umständen mit Vogelkot
gerechnet werden. Für solche witterungs- und naturbedingten Schäden wird keine Haftung
iiL^--^a-^^ Ct^i ^^^l^ntan Etha*a.,^l+^;l/^^l^^^^ i-+ ,.1^. e^L^++^^..,,,.f ,.1^. .,^.han..,la^^^ nl^-+^ul'rulilvtiriilutt. uur glepi./rr((irr I rrv(vvvltqindilldY9lr iot uur uuilu(tuirfrvir vur svirruirvsrisrr icrdJtL

und Leitungen zu akzeptieren. Dies gilt auch bei einer Anpassung oder Erneuerung von
Masten, die eine Anderung der Höhe oder der Grundabmessungen des Mastes bedingen und
eine Anderung des Schattenwurfes verursachen. Bei Anpflanzungen innerhalb der
Baubeschränkungszone der Freileitung dürfen nur Gehölze mit einer maximalen Aufivuchshöhe
von 2,50 Metern angepflanzt werden.

Ein Anschluss an die Gasversorgung ist nicht vorgesehen

Am Rande des Planungsgebietes befinden sich Telekommunikationsanlagen der Deutschen
Telekom.
Die Telekom weist darauf hin, dass bei Verlegung von Starkstromkabeln die Abstände zu
Telekommunikationsanlagen zu beachten sind. Eine Überbauung dieser Anlagen ist unzulässig.
Sollten Anderungen oder Schutzmaßnahmcn an Tclckommunikationscinrichtungcn crfordcrlich
werden, so sind der Telekom anfallende Kosten zu erstatten.
Zum Zwecke der Koordinierung sollte rechtzeitig mit der Telekom Kontakt aufgenommen
werden.

10.3. Müllentsorqunq

Ein Anschluss an die Abfallentsorgung und Wertstofferfassung des Landkreises Bamberg ist
nicht erforderlich.

10.4. Bodenordnunq

Bodenordnende Maßnahmen sind nicht erforderlich
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tt. eerücksichtig

11.1. Belanqe des Denkmalschutzes und der Denkmalpfleqe

Die Belange des Denkmalschutzes wurden berücksichtigt; auf Punkt 3.4. dieser Begründung
wird venrviesen.

11.2. Belanqe des Umweltschutzes. des Naturschutzes und der Landschaftspfleqe

11.2.1. Blendwirkung

Photovoltaik-Anlagen können unter bestimmten Bedingungen zu Blendwirkungen in ihrer
Nachbarschaft durch Reflexionen des einfallenden Sonnenlichts an den Oberflächen der
Solarmodule führen. Die dafür grundlegenden Voraussetzungen sind ein streifender Lichteinfall
auf die Module bei tiefem Sonnenstand, fest montierte Solarmodule, lmmissionsorte im
Nahbereich und lmmissionsorte im möglichen Einwirkungsbereich für Reflexionen. Diese
Bedingungen gelten kumulativ. Von einer erheblichen Belästigung durch Lichtimmissionen und
damit von schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des $ 3 Bundes-lmmissionsschutzgesetz
(BlmSchG) ist auszugehen, wenn die tägliche lmmissionsdauer über 30 Minuten oder die
jährliche lmmissionsdauer über 30 Stunden liegt. Die lmmissionsdauer ist für jeden
lmmissionsort individuell zu ermitteln.

Streifender Lichteinfall auf die Module:
Die Bedingung ,,streifender Lichteinfall auf die Module" durch einen tiefen Sonnenstand ist aus
astronomischen Gründen immer erfüllt (in den Wintermonaten sowie in den Morgen- und
Abendstunden).

Montageart der Module:
Für eine maximale Energieausbeute müssen die Module optimal auf die Sonne ausgerichtet
und deshalb dem Sonnenstand nachgeführt werden. Erfolgt die Nachführung zweiachsig nach
Azimut und Neigungswinkel, trifft das Sonnenlicht stets senkrecht auf die Moduloberflächen auf.
Dann gilt das Reflexionsgesetz der Optik Einfallswinkel=Ausfallswinkel, d.h. das reflektierte
Licht wird größtenteils in Richtung Sonne zurück gespiegelt. Blendwirkungen auf die Umgebung
werden so vermieden. lm vorliegenden Fall wird die Anlage mit fest montierten Modulen
ausgestattet.

lmmissionsorte im Nahbereich:
Die Entfernung zu den nächstgelegenen Wohnhäusern beträgt rund 800 Meter (Ortsrand von
Staffelbach). Die Wohnhäuser liegen westlich des Planungsgebiets, dazwischen befindet sich
die Autobahn, welche in diesem Bereich in Dammlage verläuft. Es sind daher keine störenden
Blendwirkungen durch Sonnenlichtreflexionen zu enryarten.

lmmissionsorte im Einwirkungsbereich für Reflexionen:
Als lmmissionsort in diesem Sinne gelten Fenster zu Wohn- und Schlafräumen sowie Balkone
und Terrassen jeweils mit Sichtverbindung zur Photovoltaik-Anlage.
Als Einwirkungsbereich sind in erster Linie die östlich bzw. südöstlich und westlich bzw.
südwestlich an die Photovoltaik-Anlage angrenzenden Flächen z.J berücksichtigen. ln
Ausnahmefällen sind bei sehr geringen Neigungswinkeln der Module Reflexionen auch in
nördliche Richtungen möglich. Dies ist dann zu beachten, wenn sich dort in Bezug auf die
Photovoltaik-Anlage höher gelegene lmmissionsorte befinden.
Die nächstgelegenen Wohngebäude in dieser Richtung liegen in Staffelbach, rund 800 Meter
von der Anlage entfernt. Allein aufgrund der Entfernung ist eine Beeinträchtigung nicht möglich.
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Allgemein ist durch den Betrieb einer Photovoltaik-Anlage mit Blendwirkungen und
Lärmimmissionen an der angrenzenden Bebauung zu rechnen. Nach dem Mustergutachten des
LfU kommt es bei fest installierten Modulen in den Morgen- und Abendstunden zu
Blendwirkungen in der Nachbarschaft. Prinzipiell treten erhebliche Blendwirkungen nur auf,
wenn die Module in einer Entfernung von weniger als 100 Metern zum nächstgelegenen
Wohngebäude aufgestellt werden und sie sich dort im Einwirkbereich von Reflexionen befinden.
Bei Entfernungen der Module zu Wohngebäuden über 100 Meter sind die Einwirkzeiten für
Reflexionen in der Regel gering und beschränken sich auf wenige Tage im Jahr. Jedoch
können Blendwirkungen nicht völlig ausgeschlossen werden.
Entsprechend der bauordnungsrechtlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan sind die
Solarmodule in ihrer Oberfläche und Ausrichtung so zu gestalten, dass keine Blendwirkung an
bestehender Wohnbebauung oder für den Verkehr auf der Bahnlinie, der Autobahn oder der
Staatsstraße hervorgerufen wird.

Für das Vorhaben liegt ein Blendgutachten vor (Untersuchung der Firma SoIPEG GmbH,
Hamburg, vom 12. Mä22020), welches Bestandteil des Bebauungsplanes ist.

11.2.2. Einwirkungen aus landwirtschaft licher Nutzung

Staub- und Ammoniakemissionen jeglicher Art, die bei der Bewirtschaftung der land- und
forstwirtschaftlichen Nutzflächen nach der,,guten fachlichen Praxis" hervorgerufen werden, sind
von den Betreibern der Photovoltaik-Anlage und deren Rechtsnachfolger hinzunehmen.
Gleiches gilt sinngemäß für Steinschlag, der auch beim ordnungsgemäßen Einsatz der Geräte
nicht ausgeschlossen werden kann.

11.2.3. Elektrische und magnetische Felder

Die bei der Stromgewinnung und -umformung (Wechselrichtung und Spannungstransformation)
auftretenden niederfrequenten elektrischen und magnetischen Felder haben ihre höchste
lntensität (Feldstärke bzw. Flussdichte) unmittelbar im Bereich ihrer Entstehung. Sie nimmt
dann mit dem Abstand von der Quelle rasch ab.
Erfahrungsgemäß sind bei den hier vorliegenden Abstandsverhältnissen keine unzulässigen
Beeinträchtigungen der benachbarten Wohnbebauung zu erwarten.

11.2.4. Landschafts- und Naturschutz

Das Planungsgebiet berührt keine nach Naturschutzrecht geschützten Bereiche; eine
Flächenversiegelung erfolgt nur in untergeordnetem Ausmaß. Nördlich grenzen in einigem
Abstand das FFH-Gebiet ,,Maintalhänge um Viereth-Trunstadt und Oberhaid" sowie das
Landschaftsschutzgebiet,,LSG innerhalb des Naturparks Hassberge (ehemals Schutzzone)" an.
Die Eingriffsregelung gemäß $ 1a Abs. 3 BaUGB ist in der Bauleitplanung zu berücksichtigen.

Die Fläche des Sondergebiets liegt bei 50.100 m'. Es handelt sich um vollständig ausgeräumte
Ackerfläche, somit um ein Gebiet mit geringer Bedeutung für Naturhaushalt und Landschaft. Die
geplante Nu2ung bringt einen niedrigen Versiegelungsgrad mit sich, sodass gemäß des
Leitfadens ,,Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft" in Verbindung mit dem
Rundschreiben der Obersten Baubehörde zu Freiland-Photovoltaikanlagen ein
Kompensationsfaktor von 0,2 angesetzt wird. Daraus ergibt sich ein Bedarf an
Ausgleichsflächen von 10.020m2. Die Ausgleichsmaßnahmen werden unmittelbar an der
Anlage ausgeführt.
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Entwicklungsziel für diese Ausgleichsflächen ist eine arten- und kräuterreiche Magerwiese mit
Heckenstrukturen. Die Entwicklungsdauer wird mit 20 Jahren angesetzt. Die vorgesehenen
Flächen für den naturschutzfachlichen Ausgleich liegen unmittelbar am Planungsgebiet. Für
diese Flächen ist folgende Nu2ung vozusehen: Einsaat einer artenreichen Wiesenmischung
für Extensivgrünland. Hierbei ist regionales, zertifiziertes Saatgut zu venrvenden. Die
Saatgutmischung ist im Vorfeld mit der Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. Die
extensiven Grünlandbereiche innerhalb der Anlage können auch die die natürliche Sukzession
entwickelt werden. Entwicklung des Grünlandes: Angepasste, extensive Mahdnutzung mit
Abräumen des Schnittguts mit Schnittzeitpunkt zwischen Mitte und Ende Juni (15. bis 30. Juni).
Alternativ ist auch hier eine Beweidung mit Schafen möglich, aber nicht vor dem 1. Juni.
lnnerhalb der privaten Grünflächen sind gemäß den Planeintragungen standortgerechte
Sträucher zu pflanzen, zu erhalten und bei Verlust zu ersetzen. Die Bepflanzung ist mindestens
dreireihig versetzt auszuführen. Um eine Verschattung der Solarmodule zu vermeiden, dürfen
die Sträucher bei Bedarf alle zehn Jahre zurückgeschnitten werden.
Bei Sträuchern sind Pflanzen folgender Qualität zu venrenden: zweimal verpflanzt, ohne Ballen,
Höhe 100 bis 150cm; Pflanzraster 1,20 Meterx1,20 Meter. Es ist auf autochthones Pflanzgut
zurückzugreifen.
Folgende Arten sind zu pflanzen: Feldahorn (Acer campestre), Hasel (Corylus avellana),
Zweigriffeliger Weißdorn (Crataegus laevigata), Eingriffeliger Weißdorf (Crataegus monogyna),
Schwaze Heckenkirsche (Lonicera nigra), Schlehe (Prunus spinosa), Hundsrose (Rosa
canina), Filzrose (Rosa.tomentosa), Salweide (Salix caprea), Schwazer Holunder (Sambucus
nigra), Traubenholunder (Sambucus racemosa), Gewöhnlicher Schneeball (Viburnum opulus).
Die einzelnen Straucharten sind in Kleingruppen zu zwei bis fünf Exemplaren pro Art
einzubringen und mit anderen Arten zu größeren Pflanzgruppen zu kombinieren. ln die
Strauchgruppen sind punktuell einzelne Exemplare folgender Arten zu integrieren: Hainbuche
(Carpinus betulus), Wildapfel (Malus silvestris), Vogelkirsche (Prunus avium), Vogelbeere
(Sorbus aucuparia). Es sind Heister, zwei- bis dreimal verpflanzt, ohne Ballen, Höhe 250 bis
300 cm zu venryenden.
Die Sträucher sind gegen Wildverbiss zu schützen, bis sie aus der Asungshöhe
herausgewachsen sind. Für die Bepflanzung der Ausgleichsflächen sind autochthone Gehölze
zu venrenden. Sämtliche Maßnahmen sind in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde
durchzuführen. Ausgleichsflächen dürfen nicht eingefriedet werden. Der Einsatz von Dünge-
oder PflanzenschuEmitteln ist nicht zulässig.
Bei allen Bepflanzungen sind die gesetzlichen Grenzabstände einzuhalten.
Die Ausgleichsflächen sind spätestens ein Jahr nach lnbetriebnahme der Anlage fertig zu
stellen und solange zu unterhalten, wie der Eingriff wirkt.
Die Ausgleichs- und Ersa2maßnahme muss mit Satzungsbeschluss von der Gemeinde an das
Landesamt für Umwelt (LfU) zur Aufnahme ins Ökoflächenkataster gemeldet werden. Die
Untere Naturschutzbehörde erhält diese Meldung in Abdruck.

11.2.5. Luftreinhaltung

Das Vorhaben dient der Ezeugung schadstofffreier Energie. Luftschadstoffe werden nicht
freigesetzt.

11.3. Wirtschaft

Belange der gewerblichen Wrtschaft werden nicht berührt.
Die Belange von Land- und Forstwirtschaft werden durch den Bebauungsplan berührt; die
überplanten Flächen werden, zumindest zeitweise, aus der landwirtschaftlichen Produktion
herausgenommen.
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Bei Realisierung der Anlage kommt es zu einer Verringerung der verfügbaren landwirtschaftlich
genutzten Flächen, was möglicherweise Auswirkungen auf den Grundstücksmarkt sowie die
Pachtpreise haben wird. Allerdings werden die Flächen nur einer Zwischennutzung zugeführt
und können nach Ablauf der Nu2ung als Freiflächen-Photovoltaikanlage und Abbau besagter
Anlage wieder landwirtschaftlich genutzt werden. ln der Zwischenzeit besteht die Möglichkeit,
dass sich die Böden wieder erholen können, da sie als Extensivgrünland genutzt und weder
gedüngt noch mit Pflanzenschutzmitteln behandelt werden. Dadurch entsteht neuer
Lebensraum für Tier- und Pflanzenarten, die sich auf landwirtschaftlich genutzten Flächen
weniger gut ansiedeln können. Außerdem wird durch die Vegetation die Wasserrückhalte- und

-speicherfunktion des Bodens ebenso verbessert wie die Biodiversität und die COz-
Speicherung.

11.4. Belanse der Verteidiqunq und des Zivilschutzes

Nach dem bisherigen Erkenntnisstand werden von der Bebauungsplanänderung Belange der
Verteidigung und des Zivilschutzes nicht berührt.

fiL-Ifmweltberichl

12.1. Beschreibunq der Festsetzunqen für das Vorhaben

Die überplante Fläche hat eine Größe von rund sechs Hektar. Flächenversiegelung erfolgt nur
punktuell im Bereich der gerammten Modulträger sowie für technische Anlagen, wie Trafo oder
Wechse I richterstatio n.

Für den Bebauungsplan werden folgende verbindliche Festsetzungen getroffen:

2.
2.1

2.2

2.3.

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches: Gemäß $ 9 Abs. 7 BauGB muss jeder
Bebauungsplan eine Abgrenzung seines Geltungsbereiches enthalten. Diese
Abgrenzung ist Voraussetzung für den Aufstellungsbeschluss.
Mindestfestsetzungen eines qualifizierten Bebauungsplanes:
Art der baulichen Nutzung:
Sonoergeniet
Maß der baulichen Nutzung:
Maximal zulässige Grundfläche
Höhe baulicher Anlagen
Ü berbaubare Gru ndstücksflächen:
Baugrenzen

12.2. Beschreibunq der Umwelt nd Bevölkeruno im Planbereich

'12.2.1. Beschreibung der Umwelt und ihrer Bestandteile

Die überplanten Bereiche werden dezeit landwirtschaftlich genutzt; sie sind über öffentliche
Straßen und Wirtschaftswege an das Verkehrswegene2 der Gemeinde Oberhaid angebunden.
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12.2.2. Besch reibung der künft igen Einwoh nersituation

Durch das Vorhaben wird die Einwohnersituation der Gemeinde nicht geändert.

12.3. Maßnahmen zur Minderunq oder zum Ausgleich von Umweltauswirkungen

Das Planungsgebiet berührt keine nach Naturschutzrecht geschützten Bereiche; eine
Flächenversiegelung erfolgt nur in untergeordnetem Ausmaß. Nördlich grenzen in einigem
Abstand das FFH-Gebiet ,,Maintalhänge um Viereth-Trunstadt und Oberhaid" sowie das
Landschaftsschutzgebiet,,LSG innerhalb des Naturparks Hassberge (ehemals Schutzzone)" an.
Die Eingriffsregelung gemäß $ 1a Abs. 3 BauGB ist in der Bauleitplanung zu berücksichtigen.

Die Fläche des Sondergebiets liegt bei 50.100 m". Es handelt sich um vollständig ausgeräumte
Ackerfläche, somit um ein Gebiet mit geringer Bedeutung für Naturhaushalt und Landschaft. Die
geplante Nutzung bringt einen niedrigen Versiegelungsgrad mit sich, sodass gemäß des
Leitfadens ,,Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft" in Verbindung mit dem
Rundschreiben der Obersten Baubehörde zu Freiland-Photovoltaikanlagen ein
Kompensationsfaktor von 0,2 angesetzt wird. Daraus ergibt sich ein Bedarf an
Ausgleichsflächen von 10.020m'?. Die Ausgleichsmaßnahmen werden unmittelbar an der
Anlage ausgeführt.

Entwicklungsziel für diese Ausgleichsflächen ist eine arten- und kräuterreiche Magerwiese mit
Heckenstrukturen. Die Entwicklungsdauer wird mit 20 Jahren angesetzt. Die vorgesehenen
Flächen für den naturschutzfachlichen Ausgleich liegen unmittelbar am Planungsgebiet. Für
diese Flächen ist folgende Nutzung vorzusehen: Einsaat einer artenreichen Wiesenmischung
für Extensivgrünland. Hierbei ist regionales, zertifiziertes Saatgut zu venivenden. Die
Saatgutmischung ist im Vorfeld mit der Unteren Naturschu2behörde abzustimmen. Die
extensiven Grünlandbereiche innerhalb der Anlage können auch die die natürliche Sukzession
entwickelt werden. Entwicklung des Grünlandes: Angepasste, extensive Mahdnu2ung mit
Abräumen des Schnittguts mit Schnittzeitpunktzwischen Mitte und Ende Juni (15. bis 30. Juni).
Alternativ ist auch hier eine Beweidung mit Schafen möglich, aber nicht vor dem 1. Juni.
lnnerhalb der privaten Grünflächen sind gemäß den Planeintragungen standortgerechte
Sträucher zu pflanzen, zu erhalten und bei Verlust zu ersetzen. Die Bepflanzung ist mindestens
dreireihig versetzt auszuführen. Um eine Verschattung der Solarmodule zu vermeiden, dürfen
die Sträucher bei Bedarf alle zehn Jahre zurückgeschnitten werden.
Bei Sträuchern sind Pflanzen folgender Qualität zu venryenden: zweimal verpflanzt, ohne Ballen,
Höhe 100 bis 150 cm; Pflanzraster 1,20 Meter x1,20 Meter. Es ist auf autochthones Pflanzgut
zurückzugreifen.
Folgende Arten sind zu pflanzen: Feldahorn (Acer campestre), Hasel (Corylus avellana),
Zweigriffeliger Weißdorn (Crataegus laevigata), Eingriffeliger Weißdorf (Crataegus monogyna),
Schwaze Heckenkirsche (Lonicera nigra), Schlehe (Prunus spinosa), Hundsrose (Rosa
canina), Filzrose (Rosa tomentosa), Salweide (Salix caprea), Schwazer Holunder (Sambucus
nigra), Traubenholunder (Sambucus racemosa), Gewöhnlicher Schneeball (Viburnum opulus).
Die einzelnen Straucharten sind in Kleingruppen zu zwei bis fünf Exemplaren pro Art
einzubringen und mit anderen Arten zu größeren Pflanzgruppen zu kombinieren. ln die
Strauchgruppen sind punktuell einzelne Exemplare folgender Arten zu integrieren: Hainbuche
(Carpinus betulus), Wildapfel (Malus silvestris), Vogelkirsche (Prunus avium), Vogelbeere
(Sorbus aucuparia). Es sind Heister, zwei- bis dreimal verpflanzt, ohne Ballen, Höhe 250 bis
300 cm zu venarenden.
Die Sträucher sind gegen \Mldverbiss zu schü2en, bis sie aus der Asungshöhe
herausgewachsen sind. Für die Bepflanzung der Ausgleichsflächen sind autochthone Gehölze
zu venrvenden. Sämtliche Maßnahmen sind in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde
durchzuführen. Ausgleichsflächen dürfen nicht eingefriedet werden. Der Einsatz von Dünge-
oder Pflanzenschutzmitteln ist nicht zulässig.
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Bei allen Bepflanzungen sind die gesetzlichen Grenzabstände einzuhalten.
Die Ausgleichsflächen sind spätestens ein Jahr nach lnbetriebnahme der Anlage fertig zu
stellen und solange zu unterhalten, wie der Eingriff wirkt.

Zur Vermeidung oder Minderung weiterer Umweltbelastungen wurden insbesondere folgende
Festsetzungen getroffen:
o Maßnahmen zur Minderung der Versiegelung:
Niederschlagswasser versickert breitflächig auf dem Grundstück. Maßnahmen zur Minderung
der Versiegelung sind daher nicht erforderlich.
o VerkehrlicheMaßnahmen:
Eine relevante Erhöhung des Verkehrsaufkommens tritt nur in der Bauphase innerhalb weniger
Wochen auf. Ansonsten finden nur turnusmäßige Wartungsfahrten statt. Maßnahmen zur
M inderu n g d ieser geringfüg igen Auswirku ngen sind nicht erforderlich.
o Schallschutzmaßnahmen:
Gemäß dem Leitfaden zur Berücksichtigung von Umweltbelangen bei der Planung von PV-
Freiflächenanlagen vom 28. November 2007, erstellt im Auftrag des Bundesministeriums für
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, treten störende Geräusche nur während der
Bauphase, nicht während des Betriebs der Anlage auf. Stationäre Lärmschu2maßnahmen
(Wälle, Wände) sind daher nicht erforderlich.
. Rückbauverpflichtung:
Zwischen dem Betreiber der Photovoltaik-Anlage und der Gemeinde wird im Bedarfsfall ein
Vertrag abgeschlossen, der einen eventuellen Rückbau der Anlage regelt.

12.4. Beschreibuno derzu enuartenden erheblichen nachteiligen Auswirkunoen

Wie bereits im vorigen Punkt ausgeführt wurde, erfolgt keine nennenswerte Versiegelung des
Bodens. Stärkere Verkehrsströme werden in geringfügigem Ausmaß nur in der Bauphase
hervorgerufen. Maßnahmen zur Minderung dieser geringfügigen Auswirkungen sind nicht
erforderlich.

12.5. Übersicht über anderweitiqe Lösunqsmöqlichkeiten

In der Gemeindc cxistieren, abgesehen vor, ,-,,--- --,*,-,Jn, sowle
geltender Rechtslage, keine eigenen strategischen Leitlinien für die Errichtung von Freiflächen-
Photovoltaikanlagen. Daher sind allgemeine Kriterien zur Bewertung des Standortes
anzusetzen.
Die Flächen befinden sich im Korridor von 110 Metern beiderseits von Schienenwegen nach
g 37 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. c Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) und werden landwirtschaftlich
genutzt.
Dadurch dass die überplante Fläche bereits durch angrenzende Verkehrswege (Autobahn A 70,
Bahnlinie Bamberg-Haßfurt, Staatsstraße St2281) entsprechend vorgepragt ist und sich
unmittelbar an der Bahnstrecke und der Autobahn befindet, kann von einer grundsätzlichen
Eignung des Standortes ausgegangen werden, da keine naturschutzfachlich wertvollen Flächen
und keine für die Naherholung wichtigen Freiräume überplant werden.
Die geplante Anlage grenzt fast unmittelbar an eine bestehende Freiflächen-Anlage an, sodass
dem Grundsatz, dass Photovoltaikanlagen möglichst räumlich konzentriert werden sollten,
Rechnung getragen wird.
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Andere geeignete Standorte, die das im LEP, Punkt 6.2.3 genannte Kriterium der Vorbelastung
entsprechen, finden sich im Gemeindegebiet kaum: Flächen entlang der Autobahn liegen
großenteils im Überschwemmungsgebiet des Main; mögliche Standorte entlang der Autobahn
liegen unmittelbar östlich und nördlich von Staffelbach, sind aber auch nicht besser geeignet,
als die hier überplante. Entlang der Bahnlinie wären noch Flächen unmittelbar östlich des
Hauptortes geeignet, die jedoch wegen der Siedlungsnähe eher auf wenig Akzeptanz stoßen
würden.
Der Bau am gewählten Standort kann somit im Hinblick auf die Wirtschaftlichkeit, die Akzeptanz
der Anwohner und Anwohnerinnen sowie die zu berücksichtigenden Schutzgüter konfliktarm
umgesetzt werden.

1 2.6. Zusätzliche Anqaben

12.6.'|-. Beschreibung der wichtigsten Merkmale der venrendeten technischen Verfahren

lm September und Oktober2019 fanden jeweils Ortstermine statt, bei denen das Gelände
begutachtet wurde. Auf dieser Grundlage wurden Vorentwürfe erstellt und mit der
Gemeindeverwaltung Oberhaid diskutiert. Der abgestimmte Vorentwurf wurde schließlich im
Februar 2020 dem Gemeinderat vorgestellt und nach kleineren Anderungen in die frühzeitige
Beteiligung gegeben.

12.6.2. Beschreibung von Art und Umfang der zu enrartenden Emissionen

Während der Bauphase werden anfallende Stoffe jeweils getrennt erfasst: Eventuell
abgeschobener Humus und unbelasteter Erdaushub (im Bereich von Transformatoren- oder
Wechselrichterstationen) wird auf dem Gelände zwischengelagert und später bei der Gestaltung
der Außenanlagen venryendet. Fallen bei den Bauarbeiten unerwartet kontaminierte Bereiche
oder Altlasten an, wird unvezüglich die Bodenschutzbehörde beim Landratsamt Bamberg
verständigt und die weitere Vorgehensweise festgelegt.
Ein Eindringen von flüssigen Schadstoffen in den Untergrund ist innerhalb des
Planungsgebietes nicht zu enrarten, da nicht mit Stotfen umgangen wird, die das Grundwasser
gefährden könnten. Jedoch können Leckagen auf Grund von Unfällen oder Unachtsamkeiten in
der Bauphase nicht ausgeschlossen werden, bei denen trotz aller sofort eingeleiteten
Gegenmaßnahmen z.B. Motoröle oder Kraftstoffe in den Untergrund gelangen.
Das Gelände wird in seiner Höhenlage nicht verändert; im Bereich von Betriebsgebäuden sind
vermutlich geringfügige Auffüllungen zur. Untergrundbegradigung und -stabilisierung
erforderlich.

'12.6.3. Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben

Detaillierte Untersuchungen über die Versickerungsfähigkeit des
Grundwasserstände liegen nicht vor.

Bodens und
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12.6.4. Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Ubenvachung der erheblichen

Umweltauswirkungen (Monitoring)

Durch die Maßnahme entstehen keine erheblichen Umweltauswirkungen.

12.7. Zusammenfassung

Die vorstehenden Ausführungen belegen, die Bauleitplanung

ist nach der Anlage 1 zum UVPG UVP-pflichtig. ln nachfolgendem
Umweltprufungsverfahren erfolgt eine detaillierte Darstellung.
bedarf entsprechend der Anlage 1 zum UVPG einer allgemeinen Vorprüfung.
erfordert gemäß der Anlage 1 zum UVPG eine standortbezogene Vorprüfung.
löst weder eine UVP-Pflicht noch eine Vorprüfungspflicht aus, da nachteilige
Umweltauswirkungen in erheblichem Umfang auf Grund der getroffenen
Festsetzungen nicht zu erwarten sind. Wie den Angaben dieses Umweltberichtes
entnommen werden kann, ist eine Betroffenheit aus folgenden Überlegungen nicht
gegeben:

Schutzq ut Mensch/Sied lu nq :

Durch die qenlante [t4aßnahme werden kqing Frqiflächen gntznqen. die rron
9'

nennenswerter Bedeutung für die Naherholung oder den Fremdenverkehr sind.
Bestehende Wandenruege bleiben erhalten. Ein Rundwandenrveg führt nördlich an
der Anlage vorbei.

Wie den Ausführungen unter Punkt 12.3. ,,Maßnahmen zur Minderung oder zum
Ausgleich von Umweltauswirkungen" dieser Begründung zu entnehmen ist,
entsteht durch die geplante Maßnahme für die im Umkreis lebende Bevölkerung
keine Gefährdung oder Beeinträchtigung der Gesundheit.

Durch die geplante Maßnahme entstehen Lärm- und Staubemissionen nur
während der Bauphase. Visuelle Störungen sind vorhanden, weil die Anlage aus
dem Nahbereich eingesehen werden kann. Das subjektive Naturerlebnis kann
durch dte Matsnahme beernträchilgt werden. Als Ausgletch fuir 0iese
Beeinträchtigung wird die Anlage mit Heckenzügen eingegrünt, die wertvolle
Lebensräume für seltene Arten darstellen können; im Übrigen ist zu
berücksichtigen, dass das Planungsgebiet der Ezeugung von schadstoffireier
Energie dient.

Schutzgut Tiere und Pflanzen:
lm Planungsgebiet sind bislang keine Vorkommen streng geschützter Arten, nach
FFH oder Vogelschu2richtlinie geschützter Arten bekannt. Von einer speziellen
artenschutzrechtlichen Prüfung wurde daher zunächst abgesehen.

lnnerhalb des Untersuchungsgebietes befinden sich keine kartierten Biotope oder
nach Naturschutzrecht geschützte Gebiete.

Seite 22
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Durch die geplante Maßnahme erfolgt eine gewisse Trennungsfunktion, da die
Flächen für Photovoltaik-Anlagen eingefriedet werden. Jedoch wird die Einfriedung
so vorgenommen, dass sie für kleine und mittlere Säugetiere passierbar ist. Für
größere Tierarten kann eine gewisse Beeinträchtigung bestehender Wanderwege
nicht ausgeschlossen werden, es besteht jedoch die Möglichkeit, die Anlagen zu
umgehen. Wesentlich größere Trennungswirkungen gehen von der Autobahn und
der Bahnlinie aus.

Falls eine Beleuchtung der Anlage erforderlich wird, werden Kaltstrahler
eingesetzt, um nachtaktive lnsekten zu schonen. Es wird jedoch nach dezeitigem
Kenntnisstand davon ausgegangen, dass eine Beleuchtung nicht vorgenommen
wird.

Die Fläche unter und zwischen den Modulen wird als extensive Grünlandfläche
unterhalten und mindestens einmal pro Jahr gemäht oder gemulcht (siehe im
Detail die Festsetzungen des Bebauungsplanes); alternativ ist auch eine
Beweidung möglich. Der Einsatz von Dünge- oder Pflanzenschutzmitteln im
Bereich der Photovoltaik-Anlage ist nicht zulässig.

Schu2gut Boden:
Durch die Maßnahme erfolgt keine nennenswerte Flächenversiegelung. Die
Flächen werden landwirtschaftlich genutzt. Auf den besonderen Schutz des
Mutterbodens und sonstige Vorgaben zum Umgang und zum Schutz von Boden
nach $ 12 Bundes-Bodenschu2verordnung (BBodSchV) wird hingewiesen.

Bei den anstehenden Böden handelt es sich vorherrschend um podsolige
Braunerde, gering verbreitet auch um Podsol-Braunerde aus kiesführendem Sand
bis Sandlehm (Terrassenablagerung), gering verbreitet mit Flugsanddecke.
Mit dem Eingriff wird nur minimal Oberboden (im Bereich von Betriebsgebäuden)
abgeschoben. Dieser abgeschobene Boden ist getrennt nach dem Aufbau der
Bodenschichten zu lagern. Eine Vermischung darf nicht erfolgen. Überschüssiges
Oberbodenmaterial und, sofern angetroffen, kulturfähiges Unterbodenmaterial ist
unter Beachtung des $ 12 BBodSchV ortsnah auf landwirtschaftlich genutzten
Flächen zu venrverten.
Erosionsgefahr durch Wind oder Wasser kann nicht ausgeschlossen werden; dies
sollte bei der Zwischenlagerung des Bodens beachtet werden.

Eine Veränderung des Reliefs erfolgt nicht.

Die Bodenstruktur wird durch das Abschieben und Aufhalden des Oberbodens nur
minimal verändert.

Eine Eutrophierung des Standortes erfolgt nicht, da keine Substanzen verwendet
werden, durch welche die Bodenfruchtbarkeit bzw. der Mineralgehalt der Böden
verändert wird. Schadstoffeintrag kann in gasförmiger, flüssiger oder fester Form
erfolgen. Gasförmige Schadstoffe werden während der Bauphase in Form von
Fahzeugabgasen freigesetzt. Flüssige Schadstoffe fallen ebenfalls während der
Bauphase als Heizmittel oder als Betriebs- und Schmierstoffe bzw. Kühlmittel bei
Fahzeugen an. Ein möglicher Eintrag kann jedoch nur durch Unfälle bzw.
unsachgemäßen Umgang erfolgen. Feste Schadstoffe fallen nicht an bzw. werden
ordn u ngsgemäß entsorgt.

Bodenverdichtungen bei Erdbewegungen sind durch angepasste Technik und
Wahl des Zeitpunktes (Durchfeuchtung) zu vermeiden.



Begründung zur Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes
für das Sondergebiet,,Photovoltaik-Anlage Staffelbach",
Gemeinde Oberhaid/Südwerk Burgku nstadt Seite 24

Baustellen und Baustelleneinrichtungsflächen sind so einzurichten, dass ein
Befahren von Böden außerhalb der festgesetzten Bereiche unterbunden ist.
lnnerhalb der festgese2ten Bereiche ist durch Planung und Organisation des
Bauablaufs ein Befahren von Oberböden auf das unumgängliche Maß zu
beschränken.

Ein besonderes Augenmerk ist auch darauf zu legen, unbelasteten Boden vor
jeglicher Verunreinigung zu schützen.

Bei Erd- und Tiefbauarbeiten sind zum Schutz des Bodens vor physikalischen und
stofflichen Beeinträchtigungen sowie zur Verwertung des Bodenmaterials die
entsprechenden DIN-Normen zu berücksichtigen.

Mutterboden ist nach $ 202 BauGB in nu2barem Zustand zu erhalten und vor
Vergeudung und Vernichtung zu schützen. Überschussiger Mutterboden
(Oberboden) oder geeigneter Unterboden sind möglichst nach den Vorgaben des
$ 12 Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) zu verwerten. Es
wird empfohlen, hierfür bei Bedarf von einem geeigneten Fachbüro ein
Verwertu ngskonzept erstellen zu lassen.

Bei überschüssigem Aushubmaterial sind abhängig vom jeweiligen
Entsorgungsweg die rechtlichen und technischen Anforderungen maßgebend. Die
Verwertung/Entsorgung von überschüssigem Bodenmaterial sollte zur Vermeidung
von Bauvcrzögerungcn und ltJlchrkosten i'nit ausrcichendenn zcitlichem Vcrlauf vcr
Baubeginn geplant werden. Oberstes Ziel ist die Vermeidung von Bodenaushub
bzw. die \y'Viederverwendung von Bodenmaterial innerhalb der Baufläche.

Schutzgut Wasser:
Der lokale Grundwasserspiegel wird durch das geplante Vorhaben nicht
aufgeschlossen. Die Fähigkeit eines Bodens Wasser zu speichern, hängt im
Wesentlichen von seinem Tongehalt ab; je höher der Tongehalt im Boden, desto
größer sein Vermögen, Wasser zu speichern bzw. desto geringer seine
Wasserdurchlässigkeit. Eine Veränderung der Grundwasserströme wird nicht
hervorgerufen. Auswirkungen auf die Grundwasserqualität sind nicht zu enruarten.

Die Fläche für die geplante Photovoltaik-Anlage fällt nach Süden. Es kann bei
cxtrcmcn Nicdcrschlagscrcignisscn davon aucgcgangcn wcrdcn, dass dic Flächc
letztendlich in den Seitengraben des südlich vorbeiführenden Wirtschaftsweges hin
entwässert. Teiche oder andere stehende Gewässer werden von der Maßnahme
nicht beeinträchtigt. Schadstoffeintrag durch Kraft- und Schmierstoffe bzw.
Kühlmittel durch Unfälle oder Unachtsamkeiten während der Bauzeit kann, trotz
eingeleiteter Gegenmaßnahmen, nicht völlig ausgeschlossen werden.

Schutzqut Klima/Luft:
lmmissionen, die von außen auf das Planungsgebiet einwirken, sind nicht
erkennbar.

Grundsätzlich stellt das Tal von Unterer Steinach/SchorgastMeißer Main mit
seinen Nebentälern, wie dem Kesselbachtal, einen Abflussweg für Kaltluft dar, die
sich von höher liegenden, bewaldeten Flächen hangabwärts bewegt und im Tal
entlang in Richtung Kulmbach abfließt. Durch die Anlage werden solche
Kaltluftströme höchstenfalls kleinräumig umgelenkt, prinzipiell stellt sie kein
Hindernis dar.
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Einem Satellitenbild der Region kann entnommen werden, dass mit den
Hassbergen große zusammenhängende Waldflächen nördlich des
Planungsgebiets vorhanden sind. Das Planungsgebiet stellt in diesem
Zusammenhang keinen klimatischen Ausgleichsraum dar. Der Eingriff in die
bestehende Nutzung könnte höchstens kleinklimatische Auswirkungen hervorrufen.

Schutzgut Landschaft:
Durch die Maßnahme wird das Landschaftsbild beeinträchtigt. Diese
Beeinträchtigung wird jedoch durch bestehende und geplante Eingrünungen
abgemildert. Eine Unterbrechung bestehender Sichtbeziehungen findet nicht statt.
Naturraumtypische Besonderheiten werden nicht beeinträchtigt, weil die
überplanten Flächen bislang als Acker genutzt wurden; landschaftsprägende
Elemente, wie Gehölzbestände oder Hecken, werden nicht beeinträchtigt. lm
Gegenteil werden im Zuge der Ausgleichsmaßnahmen neue Strukturelemente in
die Landschaft eingebracht. Das Gebiet besitzt keine überörtliche
Erholungsfunktion. Für den örtlichen Erholungssuchenden stellt das Vorhaben eine
gewisse Beeinträchtigung dar, da Wirtschaftswege entlang des Gebietes verlaufen.
Bodenveränderungen finden nur in untergeordnetem Maßstab statt. Eine Anderung
der Vegetation tritt ein, weil durch die Solarelemente eine Beschattung weiter
Flächen erfolgt.

Die Fläche weist keine erhebliche Fernwirkung auf, Einsehbarkeit ist im
Nahbereich gegeben. Um diese Beeinträchtigung des Landschaftsbildes
auszugleichen, werden im Bebauungsplan entsprechende Maßnahmen
festgesetzt.

Damit sich die Anlage in das Landschaftsbild einfügt, sind ungebrochene und
leuchtende Farben zu vermeiden und Reflexionsmöglichkeiten zu reduzieren.

Schutzout Kulturqüter und sonstioe Sachqüter:
lnnerhalb des Planungsgebietes befinden sich kein schützenswerter
Gebäudebestand und keine bekannten Bodendenkmäler. Eine Beeinträchtigung
des Ortsbildes von Staffelbach oder Unterhaid ist kaum gegeben, da das
Planungsgebiet rund 1.000 Meter von den Ortslagen entfernt ist. Kleinere
Beeinträchtigungen werden durch die vorgesehenen Heckenpflanzungen
abgemildert. Eine Veränderung der Landnulzungsformen findet nicht statt, da das
Vorhaben von seinem Umfang her zu kleinräumig ist um solche Auswirkungen
hervozurufen. Eine Veränderung der Kulturlandschaft tritt ein, weil bisherige
landwirtschaftliche Flächen umgenutzt werden. Bestehende Sichtbeziehungen
werden nicht beeinträchtigt. Wegebeziehungen bleiben erhalten.
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tS. Entwurfsverfasser

Mit der Ausarbeitung des Bebauungsplanes wurde beauftragt:

IVS lngenieurbüro GmbH
Abteilung kommunale Entwicklungsplanung
Am Kehlgraben 76

96317 Kronach

Telefon 09261/6062-0
Telefax 09261/6062-60

Diplom-Geograph Norbert Köhler
Abteilung kommunale Entwicklungsplanung

Planungsstand: 4. Januar 2022
Aufgestellt: Kronach, im Dezember 2021
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